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Schwerpunkte der Plenarsitzung vom 11. März bis 
14. März 2024 
Straßburg

Künstliche Intelligenz: Abstimmung über wegweisende Regeln
Die neuen Regeln sollen sicherstellen, dass künstliche Intelligenz vertrauenswürdig 
und sicher ist, unter Einhaltung der Grundrechte entwickelt und verwendet wird und 
Innovationen fördert. 5

Dekarbonisierung des EU-Gebäudesektors
Das Parlament wird am Montag über die Pläne zur Senkung des Energieverbrauchs 
und der Treibhausgasemissionen im Gebäudesektor debattieren und am Dienstag 
darüber abstimmen. 6

Medienfreiheitsgesetz: Mehr Schutz für EU-Medienschaffende und 
Pressefreiheit
Die Abgeordneten entscheiden am Mittwoch endgültig über ein neues Gesetz, das 
Medienschaffende und Medien in der EU vor Einmischung seitens der Politik und der 
Wirtschaft schützen soll. 7

Das Parlament würdigt den Internationalen Frauentag (8. März)
Ivana Andrés und Alba Redondo von der spanischen Frauenfußball-
Nationalmannschaft werden am Dienstag vor den Abgeordneten sprechen. 8

Schwerpunkte des EU-Gipfels im März
In einer Debatte mit Kommissionspräsidentin von der Leyen und dem belgischen 
Ratsvorsitz werden die Abgeordneten am Dienstag ihre Erwartungen an den EU-Gipfel 
vom 21.-22. März darlegen. 9

Position des Parlaments zur Verringerung von Textil- und 
Lebensmittelabfällen
Am Mittwoch werden die Abgeordneten ihre Vorschläge zur Vermeidung und 
Verringerung von Lebensmittel- und Textilabfällen in der EU verabschieden. 10

Euro 7: Emissionsgrenzwerte für Autos und andere Straßenfahrzeuge
Die Abgeordneten werden am Mittwoch über neue EU-Regeln zur Verringerung der 
Emissionen von Pkw, Lieferwagen, Lkw, Bussen und Anhängern abschließend 
abstimmen. 11
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Industrieemissionen: Endgültige Abstimmung über Vereinbarung mit dem 
Rat
Die Richtlinie ist das wichtigste EU-Instrument zur Regulierung der Luft-, Boden- und 
Wasserverschmutzung durch Industrieanlagen und große Intensivtierhaltungsbetriebe.

12

Umweltaussagen: Schutz der Verbraucher vor Irreführung
Debatte und Abstimmung über neue Regeln für die Überprüfung und Zulassung 
ökologischer Werbeaussagen zum Schutz der Verbraucher vor irreführender Werbung.

13

Strengere Vorschriften für die Sicherheit von Spielzeug
Die Zahl unsicherer Spielzeuge auf dem Unionsmarkt soll verringert und Kinder besser 
vor spielzeugbezogenen Risiken geschützt werden 14

Bekämpfung ausländischer Einmischung
Die Fragestunde am Dienstag mit Kommissionsvizepräsidentin Jourová soll erhellen, 
inwieweit die EU-Länder auf die Bekämpfung ausländischer Einmischung, auch aus 
Russland, vorbereitet sind. 15

Abschiebung ukrainischer Kinder nach Russland
Am Mittwoch werden die Abgeordneten mit Rat und Kommission Massnahmen 
erörtern, um die dringenden Bedenken bezüglich der zwangsweisen Abschiebung 
ukrainischer Kinder nach Russland anzugehen. 16

Gegen die Umgehung von EU-Sanktionen, bessere Einziehung von 
Vermögenswerten
Abstimmung über zwei neue Gesetze, um die Durchsetzung von EU-Sanktionen zu 
verbessern und die Regeln für das Aufspüren und die Einziehung von 
Vermögenswerten aus Straftaten zu verschärfen. 17

Verbesserter Schutz für EU-Verbraucher vor Schäden durch fehlerhafte 
Produkte
Endgültige Abstimmung über die überarbeiteten Regeln, die Verbrauchern einen 
Anspruch auf Schadensersatz für durch fehlerhafte Produkte entstandene Schäden 
gewährleisten sollen. 19

Gesetz zur Abwehr von Cyberangriffen: Mehr Sicherheit für digitale 
Produkte
Die Abgeordneten debattieren am Montag und stimmen am Dienstag über das 
Cyberresilienzgesetz ab, um digitale Produkte in der EU vor Cyberangriffen zu 
schützen. 20

Tierschutz: Für einen klaren Zeitplan zur Aktualisierung der EU-
Vorschriften
Am Donnerstag werden die Abgeordneten die Kommission zu der angekündigten 
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Überarbeitung der EU-Tierschutzvorschriften befragen. 21

Lieferkettenrichtlinie: EU-Länder sollen Blockade beenden
Die Abgeordneten wollen den belgischen Ratsvorsitz und die Kommission auffordern, 
die Richtlinie über die Sorgfaltspflicht von Unternehmen noch in dieser 
Legislaturperiode zu verabschieden. 22

Weitere Tagesordnungspunkte 23

http://www.europarl.europa.eu//news/de/agenda/briefing/2024-03-11

Tagesordnung
Weitere Informationen
Tagesordnung
Plenarsitzung live (EbS+)
EP-Multimedia-Center: Kostenlose Fotos, Video- und Audiomaterialien
Pressekonferenzen und andere Veranstaltungen
Online-Pressemappe zur Europawahl
Aktuelle EP-Hintergrundinformationen zu Plenarthemen

Kontakt

Armin WISDORFF
Pressereferent

(+32) 498 98 13 45
armin.wisdorff@europarl.europa.eu
presse-DE@europarl.europa.eu

Andreas KLEINER
Pressereferent

(+32) 498 98 33 22
andreas.kleiner@europarl.europa.eu
presse-DE@europarl.europa.eu
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Judit HERCEGFALVI
Pressereferentin in Deutschland 

(+49) 30 2280 1080
(+49) 177 323 5202
judit.hercegfalvi@europarl.europa.eu
presse-berlin@ep.europa.eu
@europarl_de

Maren HÄUSSERMANN
Pressereferentin in Österreich

(+43) 1 516 17217
(+43) 660 4444 330
maren.haeussermann@europarl.europa.eu
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Künstliche Intelligenz: Abstimmung über 
wegweisende Regeln
Die neuen Regeln sollen sicherstellen, dass künstliche 
Intelligenz vertrauenswürdig und sicher ist, unter 
Einhaltung der Grundrechte entwickelt und verwendet wird 
und Innovationen fördert.

Nach einer Debatte am Dienstag werden die Abgeordneten am Mittwoch über eine mit den EU-
Ländern erzielte Vereinbarung abstimmen, die Verpflichtungen bei KI-Systemen vorsieht, die 
sich nach deren potenziellen Risiken und dem Ausmaß der Auswirkungen richten.

KI-Anwendungen, die ein eindeutiges Risiko für die Grundrechte darstellen - wie Systeme zur 
biometrischen Kategorisierung, bei denen sensible Merkmale verwendet werden, „social 
scoring“ (Bewertung des sozialen Verhaltens) oder KI, die zur Manipulation des menschlichen 
Verhaltens eingesetzt wird - werden in Europa verboten sein. KI-Systeme, die als besonders 
risikoreich gelten und beispielsweise in kritischen Infrastrukturen, im Bildungs- und 
Gesundheitswesen, bei der Strafverfolgung, der Grenzverwaltung oder bei Wahlen eingesetzt 
werden, müssen strenge Anforderungen erfüllen.

Die sich schnell ausbreitende künstliche Intelligenz mit allgemeinem Verwendungszweck 
( „ gene ra l  pu rpose  a r t i f i c i a l  i n t e l l i gence  sys tems“ ,  GPAI )  we rden  auch  
Transparenzverpflichtungen und EU-Urheberrechtsvorschriften einhalten müssen, während für 
die leistungsfähigsten Modelle zusätzliche Sicherheitsanforderungen gelten werden. Da es 
immer schwieriger wird, künstliche oder manipulierte audiovisuelle Medien ("Deepfakes") online 
zu erkennen, müssen solche Inhalte eindeutig gekennzeichnet werden.

Debatte: Dienstag, 12. März

Abstimmung: Mittwoch, 13. März

 
Verfahren: Ordentliches Gesetzgebungsverfahren

 
Pressekonferenz: 13. März, 11:00 Uhr 

Weitere Informationen
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
EP-Hintergrundinformationen - Zusammenstellung von Studien zur Künstlichen Intelligenz 
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Dekarbonisierung des EU-Gebäudesektors
Das Parlament wird am Montag über die Pläne zur Senkung 
des Energieverbrauchs und der Treibhausgasemissionen 
im Gebäudesektor debattieren und am Dienstag darüber 
abstimmen.

Die Überarbeitung der Richtlinie über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden, mit dem Rat 
im Dezember vereinbart, zielt darauf ab, die Treibhausgasemissionen und den 
Energieverbrauch im Gebäudesektor der EU bis 2030 erheblich zu senken und bis 2050 
Klimaneutralität zu erreichen. Die neuen Vorschriften bedeuten auch, dass mehr der Gebäude 
mit den schlechtesten Werten renoviert werden und der Informationsaustausch über die 
Energieeffizienz verbessert wird.

Neue Gebäude müssen ab 2030 emissionsfrei sein, und neue Gebäude, die von öffentlichen 
Behörden genutzt werden oder sich in deren Besitz befinden, müssen ab 2028 emissionsfrei 
sein. Für Wohngebäude müssen die Mitgliedstaaten Maßnahmen ergreifen, um eine Senkung 
des durchschnittlichen Primärenergieverbrauchs um mindestens 16 % bis 2030 und um 
mindestens 20-22 % bis 2035 sicherzustellen.

Die Mitgl iedstaaten müssen außerdem Maßnahmen zur Dekarbonisierung von 
Heizungssystemen und zum schrittweisen Ausstieg aus fossilen Brennstoffen im Bereich der 
Wärme- und Kälteversorgung ergreifen, wobei mit fossilen Brennstoffen betriebene Heizkesseln 
bis 2040 vollständig aus dem Verkehr gezogen werden sollen.

Debatte: Montag, 11. März 

Abstimmung: Dienstag, 12. März 

 
Verfahren: Ordentliches Gesetzgebungsverfahren, Einigung in erster Lesung

 
Pressekonferenz: Dienstag, 12. März, 15 Uhr

Weitere Informationen
Bericht über die Überarbeitung der Richtlinie über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden
Pressemitteilung zur Vereinbarung mit dem Rat (07.12.2023)
Profil des Berichterstatters Ciarán Cuffe
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
EP-Hintergrundinformationen
Weitere Informationen zu Inhalt und Verfahren (auf Englisch)
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Medienfreiheitsgesetz: Mehr Schutz für EU-
Medienschaffende und Pressefreiheit
Die Abgeordneten entscheiden am Mittwoch endgültig über 
ein neues Gesetz, das Medienschaffende und Medien in der 
EU vor Einmischung seitens der Politik und der Wirtschaft 
schützen soll.

Das Plenum wird am Dienstagnachmit tag über den Text  des Europäischen 
Medienfreiheitsgesetzes diskutieren, das im Dezember 2023 vorläufig mit den EU-Ländern 
vereinbart wurde. Das neue Gesetz wird die Mitgliedsstaaten verpflichten, die Unabhängigkeit 
der Medien vor staatlicher, politischer, wirtschaftlicher oder privater Einmischung zu schützen. 
Es verbietet alle Formen der Einmischung in redaktionelle Entscheidungen und verhindert, dass 
Journalistinnen und Journalisten von außen unter Druck gesetzt werden, um sie zur 
Offenlegung ihrer Quellen zu zwingen oder sie mit Spionageprogrammen zu überwachen.

Um die Transparenz des Medieneigentums zu erhöhen, müssen alle Medien unabhängig von 
ihrer Größe Informationen über ihre Eigentümer veröffentlichen und über den Erhalt staatlicher 
Gelder berichten. Mit dem Medienfreiheitsgesetz wird auch ein neuer Mechanismus eingeführt, 
der verhindern soll, dass sehr große Online-Plattformen wie Facebook, X (früher Twitter) oder 
Instagram unabhängige Medieninhalte willkürlich einschränken oder löschen.

Debatte: Dienstag, 12. März

Abstimmung: Mittwoch, 13. März

 
Verfahren: Ordentliches Gesetzgebungsverfahren, Einigung in erster Lesung

 
Pressekonferenz: Mittwoch, 13. März um 10.30 Uhr, mit den Berichterstatterinnen Sabine 
Verheyen und Ramona Strugariu (noch nicht bestätigt)

Weitere Informationen
EP-Hintergrundinformationen - „Europäisches Medienfreiheitsgesetz“
Entwurf eines Europäischen Gesetzes zur Medienfreiheit
Pressemitteilung zur Einigung mit dem Rat (15.12.2023)
Video der Pressekonferenz zur Einigung mit dem Rat (15.12.2023)
EP-Thinktank-Briefing: Europäischer Rechtsakt zur Medienfreiheit (Februar 2024)
Berichterstatterin Sabine Verheyen (EVP, DE)
Berichterstatterin für die Stellungnahme des LIBE-Ausschusses Ramona Strugariu
Kostenlose Fotos, Videos und Audios zur Medienfreiheit in der EU
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Das Parlament würdigt den Internationalen 
Frauentag (8. März)
Ivana Andrés und Alba Redondo von der spanischen 
Frauenfußball-Nationalmannschaft werden am Dienstag vor 
den Abgeordneten sprechen.

Anlässlich des Internationalen Frauentags werden Ivana Andrés, Kapitänin von Real Madrid 
und des spanischen Teams bei der WM 2023, und Alba Redondo, Kapitänin des Vereins 
Levante, am Dienstagmittag vor den Abgeordneten sprechen, gefolgt von einer Runde mit 
Redebeiträgen der Fraktionsvorsitzenden. Spanien hat 2023 zum ersten Mal die 
Fußba l lwe l tme is te rscha f t  gewonnen,  doch  d ie  Poka lübergabe wurde  von  
Belästigungsvorwürfen überschattet.

Am selben Tag gegen 10:30 Uhr werden die Abgeordneten erörtern, ob das Parlament dem Rat 
seine Zustimmung zur Ratif izierung des Übereinkommens der Internationalen 
Arbeitsorganisation über Gewalt und Belästigung durch die Mitgliedstaaten geben soll. Das 
Übereinkommen ist der erste internationale Vertrag, in dem das Recht einer jeden Person auf 
eine Arbeitswelt ohne Gewalt und Belästigung anerkannt wird.

Feierliche Sitzung: Dienstag, 12. März um 12:00 Uhr

 
Debatte: IAO-Übereinkommen: Dienstag, 12. März

Abstimmung: Dienstag, 12. März

Weitere Informationen
EP-Hintergrundinformationen - „Geschlechtergleichstellung im Sport“ (März 2024)
EP-Hintergrundinformationen - „International Women’s Day 2024 - Women in Sport“ (Februar 
2024, auf Englisch)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten IAO-Übereinkommen
EP-Multimedia-Center: Kostenlose Fotos, Video- und Audiomaterialien zum Internationalen 
Frauentag
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Schwerpunkte des EU-Gipfels im März
In einer Debatte mit Kommissionspräsidentin von der 
Leyen und dem belgischen Ratsvorsitz werden die 
Abgeordneten am Dienstag ihre Erwartungen an den EU-
Gipfel vom 21.-22. März darlegen.

Bei ihrem nächsten Treffen in Brüssel werden sich die Staats- und Regierungschefs mit den 
jüngsten Entwicklungen im Krieg Russlands gegen die Ukraine und der weiteren Unterstützung 
der EU für die Ukraine befassen. Außerdem werden sie über den Krieg im Gazastreifen und die 
Lage im Nahen Osten sowie über Sicherheits- und Verteidigungsfragen sprechen.

Am 29. Februar nahm das Parlament eine Entschließung an, in der es zu umfassender 
Unterstützung für die Ukraine aufrief, damit Kiew den Krieg gewinnen kann, und betonte, dass 
es keine „selbst auferlegten Beschränkungen der militärischen Unterstützung für die Ukraine 
geben“ sollte.

Im Hinblick auf den Krieg im Gazastreifen verabschiedete das Parlament am 18. Januar eine 
Entschließung, in der es die sofortige und bedingungslose Freilassung aller Geiseln und die 
Zerschlagung der Terrororganisation Hamas forderte. In ihrem Bericht über die Gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik der EU, der am 28. Februar angenommen wurde, forderten die 
Abgeordneten eine dauerhafte Waffenpause, damit die Zivilbevölkerung im Gazastreifen Hilfe 
erhalten kann.

Debatte: Dienstag, 12. März 

 
Verfahren: Erklärungen des Rates und der Kommission, ohne Entschließung

Weitere Informationen
Entschließung zu der Notwendigkeit unverbrüchlicher EU-Unterstützung für die Ukraine zwei 
Jahre nach dem Beginn von Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine (29.02.2024)
Entschließung zur humanitären Lage im Gazastreifen, zur Notwendigkeit, einen Waffenstillstand 
zu erreichen, und zur Gefahr einer regionalen Eskalation (18.01.2024)
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http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2024-0051_DE.html
http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2024-0051_DE.html


Position des Parlaments zur Verringerung von 
Textil- und Lebensmittelabfällen
Am Mittwoch werden die Abgeordneten ihre Vorschläge zur 
Vermeidung und Verringerung von Lebensmittel- und 
Textilabfällen in der EU verabschieden.

In einem vom Umweltausschuss vorbereiteten Bericht fordern die Abgeordneten ehrgeizigere 
Ziele für die Verringerung von Lebensmittelabfällen bis 2030. Für Textilerzeugnisse, Kleidung 
und Schuhe würden die neuen Regeln die Einführung von Regelungen zur erweiterten 
Herstellerverantwortung (‘extended producer responsibility', EPR) vorschreiben, durch die die 
Wirtschaftsakteure die Kosten für die getrennte Sammlung, die Sortierung und das Recycling 
tragen würden.

Die Abstimmung in erster Lesung über die vorgeschlagene Überarbeitung der 
Abfallrahmenrichtlinie ist für Mittwoch vorgesehen, so dass das Dossier vom nächsten 
Parlament nach der Europawahl im Juni 2024 behandelt werden kann.

Hintergrund

Jedes Jahr fallen in der EU 60 Millionen Tonnen Lebensmittelabfälle (131 kg pro Person) und 
12,6 Millionen Tonnen Textilabfälle an. Allein auf Kleidung und Schuhe entfallen 5,2 Millionen 
Tonnen Abfall, was 12 kg Abfall pro Person pro Jahr entspricht. Es wird geschätzt, dass 
weniger als 1 % aller Textilien weltweit zu neuen Produkten recycelt werden.

Abstimmung: Mittwoch, 13. März

 
Verfahren: Ordentliches Gesetzgebungsverfahren, erste Lesung

Weitere Informationen
EP-Hintergrundinformationen - „Änderung der Abfallrahmenrichtlinie“
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
Berichterstatterin Anna Zalewska (EKR, PL)
Weitere Informationen zu Inhalt und Verfahren (auf Englisch)
EP-Hintergrundinformationen -  „Waste framework directive: A more sustainable use of natural 
resources“ (December 2023, auf Englisch)
Europäische Umweltagentur - Textilien
EP-Multimedia-Center: Kostenlose Fotos, Video- und Audiomaterialien
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https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-9-2024-0055_DE.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1707729490112&uri=CELEX%3A52023PC0420
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/fs_23_3569
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_23_3635
https://www.eea.europa.eu/publications/textiles-and-the-environment-the
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_ATA(2024)759621
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2023/0234(COD)&l=en
http://www.europarl.europa.eu/meps/de/197572/ANNA_ZALEWSKA/home
http://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-a-european-green-deal/file-revision-of-the-eu-waste-framework
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_BRI(2023)757572
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_BRI(2023)757572
https://www.eea.europa.eu/en/topics/in-depth/textiles
https://multimedia.europarl.europa.eu/de/package/circular-economy_17610


Euro 7: Emissionsgrenzwerte für Autos und andere 
Straßenfahrzeuge
Die Abgeordneten werden am Mittwoch über neue EU-
Regeln zur Verringerung der Emissionen von Pkw, 
Lieferwagen, Lkw, Bussen und Anhängern abschließend 
abstimmen.

Die Verordnung über die Typgenehmigung und Marktüberwachung von Kraftfahrzeugen (Euro 
7), die im Dezember 2023 vorläufig mit dem Rat vereinbart wurde, soll den Übergang der EU zu 
einer sauberen Mobilität unterstützen und die Luftqualität verbessern.

Für Personenkraftwagen und Lieferwagen werden die derzeitigen Euro-6-Abgasgrenzwerte und 
Prüfbedingungen beibehalten, während für Busse und Lastkraftwagen strengere Grenzwerte 
gelten sollen. Die Euro-7-Normen befassen sich auch mit Nicht-Abgasemissionen, die aus 
Partikeln bestehen, die von den Reifen und Bremsen der Fahrzeuge emittiert werden, und 
enthalten Anforderungen an die Haltbarkeit von Batterien.

Hintergrund

Am 10.  November 2022 schlug d ie Kommiss ion st rengere Grenzwerte  für  
Luftschadstoffemissionen von Fahrzeugen mit Verbrennungsmotor vor, unabhängig vom 
verwendeten Kraftstoff. Die derzeitigen Emissionsgrenzwerte gelten für Pkw und Lieferwagen (
Euro 6) sowie für Busse, Lkw und andere schwere Nutzfahrzeuge (Euro VI).

Debatte: Mittwoch, 13. März

Abstimmung: Mittwoch, 13. März

 
Verfahren: Ordentliches Gesetzgebungsverfahren, Einigung in erster Lesung

Weitere Informationen
Vorläufige Einigung
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
Berichterstatter Alexandr Vondra (EKR, CZ)
Weitere Informationen zu Inhalt und Verfahren (auf Englisch)
EP-Multimedia-Center: Kostenlose Fotos, Video- und Audiomaterialien
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https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231207IPR15740/euro-7-deal-on-new-eu-rules-to-reduce-road-transport-emissions
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1699366250489&uri=CELEX%3A52022PC0586
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32007R0715
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32009R0595
http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-9-2023-0298-AM-247-247_EN.pdf
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2022/0365(COD)&l=en
http://www.europarl.europa.eu/meps/de/197537/ALEXANDR_VONDRA/home
http://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-a-european-green-deal/file-post-euro6vi-emission-standards
https://multimedia.europarl.europa.eu/de/package/car-emissions_15505


Industrieemissionen: Endgültige Abstimmung 
über Vereinbarung mit dem Rat
Die Richtlinie ist das wichtigste EU-Instrument zur 
Regulierung der Luft-, Boden- und Wasserverschmutzung 
durch Industrieanlagen und große 
Intensivtierhaltungsbetriebe.

Die vorläufige politische Einigung zwischen Parlament und Rat über die überarbeitete Richtlinie 
über Industrieemissionen (IED) und die neue Verordnung über das Industrieemissionsportal, 
über die die Abgeordneten am Dienstag endgültig abstimmen werden, sieht vor, dass die 
strengsten erreichbaren Emissionswerte für die darin erfassten Sektoren festgelegt werden.

Tierzuchtbetriebe

Mit dem überarbeiteten Gesetz werden die IED-Maßnahmen auf weitere Schweine- und 
Geflügelhaltungsbetriebe ausgedehnt. Im Einklang mit dem Standpunkt des Parlaments wurde 
die Rinderhaltung nicht einbezogen, wie ursprünglich von der Kommission vorgeschlagen. Wie 
vom Par lament  geforder t ,  e in ig ten  s ich  d ie  Verhand lungsführer  auf  e ine  
Gegenseitigkeitsklausel, um sicherzustellen, dass Erzeuger außerhalb der EU ähnliche 
Anforderungen wie die EU-Vorschriften erfüllen, wenn sie in die EU exportieren.

Hintergrund

Die Richtlinie über Industrieemissionen regelt die Vermeidung und Verminderung der 
Umweltverschmutzung durch Emissionen großer Agrar- und Industrieanlagen in Luft, in Wasser 
und Boden sowie die Erzeugung von Abfall, Verwendung von Rohstoffen, Energieeffizienz, den 
Lärm, und Unfallverhütungsmaßnahmen.

Abstimmung: Dienstag, 12. März

 
Verfahren: Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (Mitentscheidungsverfahren), Einigung in 
erster Lesung

Weitere Informationen
EP-Hintergrundinformationen - „Überarbeitete EU-Vorschriften über die industriebedingte 
Umweltverschmutzung“
Pressemitteilung des EP - „Pollution: deal with Council to reduce industrial emissions" 
(29.11.2023, auf Englisch)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten (Richtlinie über Industrieemissionen) 
Merkblatt zu den Verfahrensschritten (Portal für Industrieemissionen)
EP-Multimedia-Center: Kostenlose Fotos, Video- und Audiomaterialien
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https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231127IPR15436/pollution-deal-with-council-to-reduce-industrial-emissions�
https://environment.ec.europa.eu/topics/industrial-emissions-and-safety/industrial-emissions-directive_en
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_ATA(2024)759613
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_ATA(2024)759613
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231127IPR15436/pollution-deal-with-council-to-reduce-industrial-emissions
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231127IPR15436/pollution-deal-with-council-to-reduce-industrial-emissions
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2022/0104(COD)&l=en
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2022/0105(COD)&l=en
https://multimedia.europarl.europa.eu/de/


Umweltaussagen: Schutz der Verbraucher vor 
Irreführung
Debatte und Abstimmung über neue Regeln für die 
Überprüfung und Zulassung ökologischer Werbeaussagen 
zum Schutz der Verbraucher vor irreführender Werbung.

Die sogenannte "Green Claims"-Richtlinie (Richtlinie über Umweltaussagen) ergänzt das bereits 
verabschiedete EU-Verbot von „Grünfärberei“ („Greenwashing“). Sie legt fest, welche 
Informationen Unternehmen bereitstellen müssen, um ihre ökologischen Werbeaussagen zu 
untermauern. Sie schafft auch den Rahmen, die Verfahren und die Fristen für die Überprüfung 
dieser Belege und für die Genehmigung der Aussagen, bevor diese verwendet werden dürfen.

Die Richtlinie sieht Sanktionen für Unternehmen vor, die gegen die Vorschriften verstoßen. Sie 
enthält auch spezifische Regeln für die Verwendung von vergleichenden Angaben und klärt die 
Bedingungen für die Erwähnung von Projekten zum Ausgleich und zur Beseitigung von CO2-
Emissionen in Marketingangaben.

Hintergrund

Die Kommission legte den Vorschlag für die Richtlinie über Umweltaussagen („Begründung 
ausdrücklicher Umweltaussagen und die diesbezügliche Kommunikation“) im März 2023 vor, 
um die vom Parlament im Januar 2024 angenommene Richtlinie hinsichtlich der Stärkung der 
Verbraucher für den ökologischen Wandel zu ergänzen und zu vervollständigen.

Debatte: Montag, 11. März

Abstimmung: Dienstag, 12. März

 
Verfahren: Ordentliches Gesetzgebungsverfahren, erste Lesung

 
Pressekonferenz mit den Berichterstattern Andrus Ansip (Renew, EE) und Cyrus Engerer (S&D, 
MT): Dienstag, 12. März um 14:30 Uhr.

Weitere Informationen
EP-Hintergrundinformationen - „Richtlinie über Umweltaussagen“
Entwurf des Berichts
Pressemitteilung zur Abstimmung im Ausschuss (14.02.2024, auf Englisch)
Berichterstatter Andrus Ansip (Erneuerung, EE)
Berichterstatter Cyrus Engerer (S&D, MT)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
EP-Multimedia-Center: Kostenlose Fotos, Video- und Audiomaterialien
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https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2022/0092(COD)&l=en
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2022/0092(COD)&l=en
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_ATA(2024)759609
http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-9-2024-0056_DE.html
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20240212IPR17624/
http://www.europarl.europa.eu/meps/de/124696/ANDRUS_ANSIP/home
http://www.europarl.europa.eu/meps/de/209091/CYRUS_ENGERER/home
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2023/0085(COD)&l=en
https://multimedia.europarl.europa.eu/de/


Strengere Vorschriften für die Sicherheit von 
Spielzeug
Die Zahl unsicherer Spielzeuge auf dem Unionsmarkt soll 
verringert und Kinder besser vor spielzeugbezogenen 
Risiken geschützt werden

Am Mittwoch stimmen die Abgeordneten über ihren Standpunkt zu einem Vorschlag zur 
Überarbeitung der EU-Rechtsvorschriften zur Spielzeugsicherheit ab. Mit der Aktualisierung der 
aktuellen Richtlinie soll u.a. auf die Zunahme des Online-Shoppings und den Einsatz digitaler 
Technologien reagiert werden. Die vorgeschlagene Verordnung weitet das EU-Verbot 
schädlicher Chemikalien in Spielzeug auf Stoffe mit endokriner Wirkung aus (die das natürliche 
Hormonsystem und die Steuerung von Entwicklungsprozessen stören und dadurch 
gesundheitsschädliche Auswirkungen haben können), und erleichtert den Verbrauchern den 
Zugang zu Sicherheitsinformationen, zum Beispiel über einen QR-Code.

Um die Kohärenz mit den bestehenden EU-Vorschriften zu gewährleisten, fordern die 
Abgeordneten, dass digitales Spielzeug, das mit künstlicher Intelligenz oder mit dem Internet 
verbunden ist, die Sicherheitsanforderungen der neuen EU-Rechtsvorschriften über künstliche 
Intelligenz und Cybersicherheit erfüllt.

Abstimmung: Mittwoch, 13. März 

 
Verfahren: Ordentliches Gesetzgebungsverfahren, erste Lesung 

 
Pressekonferenz: Mittwoch, 13. März, 14.30 Uhr 

Weitere Informationen
EP-Hintergrundinformationen - „Sicherheit von Spielzeug“
Berichtsentwurf
EP-Hintergrundinformationen - „Toy safety regulation“ (auf Englisch)
EP-Pressemitteilung - „Parlament stimmt für umgestaltete EU-Produktsicherheitsvorschriften“ 
(30.03.2023)
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https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20240212IPR17615/meps-back-stricter-rules-to-ensure-children-s-toys-are-safe
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20240212IPR17618/artificial-intelligence-act-committees-confirm-landmark-agreement
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20240212IPR17618/artificial-intelligence-act-committees-confirm-landmark-agreement
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231106IPR09007/cyber-resilience-act-agreement-with-council-to-boost-digital-products-security
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_ATA(2024)759611
http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-9-2024-0044_DE.html
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_BRI(2023)754600
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20230327IPR78544/parlament-stimmt-fur-umgestaltete-eu-produktsicherheitsvorschriften
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20230327IPR78544/parlament-stimmt-fur-umgestaltete-eu-produktsicherheitsvorschriften


Bekämpfung ausländischer Einmischung
Die Fragestunde am Dienstag mit 
Kommissionsvizepräsidentin Jourová soll erhellen, 
inwieweit die EU-Länder auf die Bekämpfung ausländischer 
Einmischung, auch aus Russland, vorbereitet sind.

Die Debatte findet statt, nachdem Russland ein Gespräch hochrangiger Bundeswehr-Offiziere 
über das Waffensystem Taurus abgehört hat. Der deutsche Verteidigungsminister Boris 
Pistorius bezeichnete die Veröffentlichung des Gesprächs als Teil eines Informationskriegs, den 
der russische Präsident Wladimir Putin führe, und sprach von einem hybriden Angriff zur 
Desinformation.

Im Februar nahm das Parlament eine Entschließung an, in der es die anhaltenden russischen 
Bemühungen verurteilt, die europäische Demokratie durch verschiedene Formen der 
Einmischung und Desinformation zu untergraben.

Debatte: Dienstag, 12. März

 
Verfahren: Fragestunde mit Anfragen an die Kommission

Weitere Informationen
Pressemitteilung - „Abgeordnete verurteilen anhaltende Bemühungen Russlands, die 
Demokratie in der EU zu zersetzen“, 08.02.2024
Pressemitteilung - „Einflussnahme aus dem Ausland: Parlament drängt auf Schutz der 
Europawahl 2024“, 01.06.2024
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https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2024-0079_DE.html
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20240202IPR17323/abgeordnete-verurteilen-angriffe-russlands-auf-die-demokratie-in-der-eu
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20240202IPR17323/abgeordnete-verurteilen-angriffe-russlands-auf-die-demokratie-in-der-eu
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20230524IPR91908/einflussnahme-aus-dem-ausland-parlament-drangt-auf-schutz-der-europawahl-2024
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20230524IPR91908/einflussnahme-aus-dem-ausland-parlament-drangt-auf-schutz-der-europawahl-2024


Abschiebung ukrainischer Kinder nach Russland
Am Mittwoch werden die Abgeordneten mit Rat und 
Kommission Massnahmen erörtern, um die dringenden 
Bedenken bezüglich der zwangsweisen Abschiebung 
ukrainischer Kinder nach Russland anzugehen.

Seit dem Beginn des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine im Februar 2022 haben 
internationale Organisationen eine Vielzahl von schweren Menschenrechtsverletzungen 
dokumentiert, die Kinder betreffen. Besonders beunruhigend sind Berichte über die 
Zwangsdeportation oder Vertreibung von Kindern durch russische Behörden, oft in Verbindung 
mit Umerziehungsprogrammen und Zwangsadoptionen. Die Initiative „Kinder des Krieges“ des 
Ukrainischen Nationalen Informationsbüros (NIB) berichtet, dass über 19.500 Kinder deportiert 
oder verschleppt wurden, von denen lediglich 388 zurückgekehrt sind.

Im März 2023 hat der Internationale Strafgerichtshof Haftbefehle gegen den russischen 
Präsidenten Wladimir Putin und Maria Lvova-Belova, die russische Beauftragte für für die 
Rechte des Kindes, erlassen. Beiden wird die unrechtmäßige Deportation von Kindern und die 
unrechtmäßige Verbringung von Kindern aus den besetzten Gebieten der Ukraine nach 
Russland vorgeworfen.

Debatte: Mittwoch, 13. März

 
Verfahren: Erklärungen des Rates und der Kommission, ohne Entschließung

Weitere Informationen
Entschließung zu Menschenrechtsverletzungen im Zusammenhang mit der Deportation 
ukrainischer Zivilisten nach Russland und der Zwangsadoption ukrainischer Kinder in Russland 
(15.09.2022)
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https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_BRI(2023)747093
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_BRI(2023)747093
https://childrenofwar.gov.ua/en/
https://www.icc-cpi.int/news/situation-ukraine-icc-judges-issue-arrest-warrants-against-vladimir-vladimirovich-putin-and
http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2022-0320_DE.html
http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2022-0320_DE.html
http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2022-0320_DE.html


Gegen die Umgehung von EU-Sanktionen, bessere 
Einziehung von Vermögenswerten
Abstimmung über zwei neue Gesetze, um die 
Durchsetzung von EU-Sanktionen zu verbessern und die 
Regeln für das Aufspüren und die Einziehung von 
Vermögenswerten aus Straftaten zu verschärfen.

Nach einer Debatte am Montag wird das Parlament am Dienstag abschließend über eine 
bereits mit dem Rat vereinbarte Richtlinie abstimmen, die eine gemeinsame Definition von 
Straftatbeständen und Sanktionen bei Verstoß gegen restriktive Maßnahmen bzw. Sanktionen 
der Union einführt.

Die EU-Sanktionen (zuletzt gegen Russland) werden von den Mitgliedstaaten durchgesetzt, 
aber uneinheitliche Strafen haben Raum für „forum shopping“ (Wahl des für die Rechtssache 
günstigsten Gerichtsstands) gelassen, bei dem Unternehmen, die Sanktionen umgehen wollen, 
eine zuständige nationale Behörde wählen, die bekanntermaßen die am wenigsten strengen 
Bedingungen festlegt.

Mit der neuen Richtlinie werden die Sanktionen so harmonisiert, dass sie abschreckend wirken, 
die Erbringung von Finanzdienstleistungen oder Rechtsberatungsdiensten, die gegen 
Sanktionen verstoßen, unter Strafe gestellt und der Handel mit Waffen oder Waren mit 
doppeltem Verwendungszweck unter Strafe gestellt, auch in Fällen grober Fahrlässigkeit.

Strengere Regeln für das Aufspüren, Einfrieren oder die Beschlagnahme von Erträgen 
aus Straftaten 

Am Mittwoch werden die Abgeordneten eine neue, mit den Mitgliedstaaten vereinbarte 
Richtlinie über die Einziehung von Vermögenswerten aus Straftaten verabschieden, mit der 
sichergestellt werden soll, dass die EU-Länder über die nötigen Mittel verfügen, um 
Vermögenswerte aus Straftaten schnell und wirksam aufzuspüren und einzufrieren. Die 
Vermögensabschöpfungsstellen (Asset Recovery Offices, AROs) in jedem Mitgliedstaat werden 
schnellen Zugang zu den notwendigen Informationen erhalten, einschließlich der Register über 
Immobilien, Staatsangehörigkeit und wirtschaftliches Eigentum. Eine neue Bestimmung sieht 
vor, dass ungeklärte Vermögenswerte, die während einer strafrechtlichen Untersuchung 
aufgedeckt werden, in bestimmten Fällen eingezogen werden können.

Debatte: Montag, 11. März (Verstöße gegen Sanktionen)

Abstimmungen: Dienstag, 12. März (Verstöße gegen Sanktionen) und Mittwoch, 13. März 
(Einziehung von Vermögenswerten)
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https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231127IPR15444/eu-sanctions-deal-on-rules-to-crack-down-on-violations
https://www.consilium.europa.eu/de/infographics/eu-sanctions-against-russia-over-ukraine/
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231205IPR15688/deal-on-new-rules-to-freeze-and-confiscate-the-proceeds-of-crime
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231205IPR15688/deal-on-new-rules-to-freeze-and-confiscate-the-proceeds-of-crime


Verfahren: Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (Mitentscheidungsverfahren), Einigungen in 
erster Lesung 

Weitere Informationen
EP-Hintergrundinformationen - „Sicherstellung und Einziehung von Erträgen aus Straftaten“
EP-Hintergrundinformationen - „Harmonisierung von Straftatbeständen und Sanktionen bei 
Verstoß gegen restriktive Maßnahmen der EU“
Merkblatt zu den Verfahrensschritten (Sanktionsverstöße)
Profil der Berichterstatterin Sophie In 't Veld (Renew, NL)
EP-Hintergrundinformationen zu EU-Sanktionen gegen Russland (auf Englisch)
EP-Hintergrundinformationen - „Proposal for a directive on the violation of Union restrictive 
measures“ (auf Englisch)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten (Einfrieren und Beschlagnahme von Vermögenswerten)
Profil des Berichterstatters Loránt Vincze (EVP, RO)
EP-Hintergrundinformationen - „Überarbeitung der EU-Vorschriften über die Einziehung und 
Beschlagnahme von Vermögenswerten“
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http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_ATA(2024)759610
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_ATA(2024)759618
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_ATA(2024)759618
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2022/0398(COD)&l=en
http://www.europarl.europa.eu/meps/de/28266/SOPHIA_IN+%27T+VELD/home
https://epthinktank.eu/2023/09/28/eu-sanctions-on-russia-update-economic-impact-and-outlook/
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_BRI(2023)751409
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_BRI(2023)751409
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?lang=en&reference=2022/0167(COD)
http://www.europarl.europa.eu/meps/de/98582/LORANT_VINCZE/home
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_BRI(2023)739373
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_BRI(2023)739373


Verbesserter Schutz für EU-Verbraucher vor 
Schäden durch fehlerhafte Produkte
Endgültige Abstimmung über die überarbeiteten Regeln, 
die Verbrauchern einen Anspruch auf Schadensersatz für 
durch fehlerhafte Produkte entstandene Schäden 
gewährleisten sollen.

Die Abgeordneten werden voraussichtlich eine vorläufige Einigung mit dem Rat vom Dezember 
2023 annehmen, die die Beweislast für EU-Verbraucher vereinfacht, die eine Entschädigung für 
physische oder psychische Schäden durch fehlerhafte Produkte verlangen.

Die Verbraucher werden bei ihren Schadensersatzansprüchen von den nationalen 
Verbraucherschutzbehörden unterstützt. Nach der neuen Richtlinie muss ein in der EU 
ansässiges Unternehmen, z. B. ein Hersteller oder Importeur, für Schäden haftbar gemacht 
werden können, die durch mangelhafte Produkte verursacht werden, die online von außerhalb 
der EU gekauft wurden. Die neuen Vorschriften verlängern auch die Haftungsfrist auf 25 Jahre 
für Schäden in Ausnahmefällen, wenn sich die Symptome nur langsam zeigen.

Hintergrund

Mit der neuen Richtlinie über die Haftung für fehlerhafte Produkte werden die bestehenden, fast 
40 Jahre alten Vorschriften aktualisiert. Damit wird dem Aufkommen neuer Technologien wie 
der künstlichen Intelligenz, der Zunahme des Online-Einkaufs, auch von Produkten von 
außerhalb der EU, und dem Bestreben der EU Rechnung getragen, eine echte 
Kreislaufwirtschaft aufzubauen.

Debatte: Montag, 11. März

Abstimmung: Dienstag, 12. März

 
Verfahren: Ordentliches Gesetzgebungsverfahren, Einigung in erster Lesung

Weitere Informationen
Pressemitteilung - „Better protection for consumers against damages by defective products“ 
(9.10.2023)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
Vorschlag der Europäischen Kommission (28.9.2022)
EP-Hintergrundinformationen - „Updating liability rules for defective products“ (Januar 2023)
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https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231205IPR15690/deal-to-better-protect-consumers-from-damages-caused-by-defective-products
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231009IPR06725/better-protection-for-consumers-against-damages-by-defective-products
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231009IPR06725/better-protection-for-consumers-against-damages-by-defective-products
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2022/0302(COD)&l=en
http://www.europarl.europa.eu/RegData/docs_autres_institutions/commission_europeenne/com/2022/0495/COM_COM(2022)0495_DE.pdf
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_BRI(2023)740220


Gesetz zur Abwehr von Cyberangriffen: Mehr 
Sicherheit für digitale Produkte
Die Abgeordneten debattieren am Montag und stimmen am 
Dienstag über das Cyberresilienzgesetz ab, um digitale 
Produkte in der EU vor Cyberangriffen zu schützen.

Die neuen Regeln, bereits im Dezember 2023 mit dem Rat vereinbart, sollen sicherstellen, dass 
Produkte mit digitalen Elementen sicher in der Anwendung und widerstandsfähig gegen Cyber-
Bedrohungen sind und genügend Informationen über ihre Sicherheitseigenschaften bieten.

Wichtige und kritische Produkte werden auf der Grundlage ihrer Bedeutung und des von ihnen 
ausgehenden Cybersicherheitsrisiken in Kategorien eingeteilt; diese beiden Kategorien werden 
von der Europäischen Kommission vorgeschlagen und aktualisiert.

Während der Verhandlungen mit den Mitgliedstaaten haben die Abgeordneten dafür gesorgt, 
dass Software für Identitätsmanagementsysteme, Passwortmanager, biometrische Lesegeräte, 
intelligente Heimassistenten und private Sicherheitskameras von der Verordnung erfasst 
werden. Die neuen Regeln sehen auch vor, dass Sicherheitsupdates automatisch und getrennt 
von Funktionsupdates installiert werden.

Die Abgeordneten drängten auch auf eine größere Rolle für die Europäische Agentur für 
Cybersicherheit (ENISA), wenn Schwachstellen und Zwischenfälle auftreten.

Debatte: Montag, 11. März 2024

Abstimmung: Dienstag, 12. März 2024

 
Verfahren: Ordentliches Gesetzgebungsverfahren, Einigung in erster Lesung

Weitere Informationen
Entwurf eines Berichts über horizontale Cybersicherheitsanforderungen für Produkte mit 
digitalen Elementen
Pressemitteilung zur Vereinbarung mit dem Rat (01.12.2023)
Profil des Berichterstatters Nicola Danti (Renew, IT)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
EP-Hintergrundinformationen
Weitere Informationen zu Inhalt und Verfahren (auf Englisch)
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https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231106IPR09007/cyber-resilience-act-agreement-with-council-to-boost-digital-products-security
http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-9-2023-0253_DE.html
http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-9-2023-0253_DE.html
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231106IPR09007/
http://www.europarl.europa.eu/meps/de/124821/NICOLA_DANTI/home
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2022/0272(COD)&l=en
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_BRI(2022)739259
http://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-a-europe-fit-for-the-digital-age/file-european-cyber-resilience-act


Tierschutz: Für einen klaren Zeitplan zur 
Aktualisierung der EU-Vorschriften
Am Donnerstag werden die Abgeordneten die Kommission 
zu der angekündigten Überarbeitung der EU-
Tierschutzvorschriften befragen.

In der EU-Strategie „Vom Hof auf den Tisch“ und in ihrem Arbeitsprogramm für 2023 hat sich 
die Kommission verpflichtet, die EU-Tierschutzvorschriften bis Ende 2023 zu prüfen und zu 
überarbeiten.

Im Dezember 2023 legte die Kommission nur zwei Verordnungsentwürfe vor: über den Schutz 
von Tieren beim Transport und über das Wohlergehen und die Rückverfolgbarkeit von Hunden 
und Katzen.

In einer Anfrage an die Kommission am Donnerstag fordern die Abgeordneten nun einen klaren 
Zeitplan für die Veröffentlichung der drei verbleibenden Legislativvorschläge: zum Schutz von 
Tieren, die zu wirtschaftlichen Zwecken gehalten werden, zum Schutz von Tieren zum Zeitpunkt 
der Tötung und zur Tierschutzkennzeichnung.

Hintergrund

In einer Entschließung vom 16. Februar 2022 über das Wohlergehen landwirtschaftlicher 
Nutztiere forderte das Parlament klarere EU-Tierschutzvorschriften.

In den letzten Jahren haben zwei europäische Bürgerinitiativen zum Tierschutz - "End the Cage 
Age" und "Fur Free Europe" - rund 1,5 Millionen Unterschriften von Bürgern aus allen 
Mitgliedstaaten gesammelt.

Laut einer Eurobarometer-Umfrage vom Oktober 2023 sind 84 % der Europäer der Meinung, 
dass der Schutz von Nutztieren verbessert werden muss.

Debatte: Donnerstag, 14. März

 
Verfahren: Mündliche Anfrage an die Kommission, ohne Entschließung

Weitere Informationen
Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit: Tierschutz
Kostenlose Fotos, Video- und Audiomaterialien (Tierschutz)
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https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52020DC0381
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1666271020857&uri=CELEX%3A52022DC0548
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_23_6251
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/O-9-2023-000059_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2022-0030_DE.html
https://www.endthecageage.eu/en/
https://www.endthecageage.eu/en/
https://www.eurogroupforanimals.org/de/pelzfreies-europa
https://www.efsa.europa.eu/en/topics/topic/animal-welfare
https://multimedia.europarl.europa.eu/de/topic/animal-welfare_18407


Lieferkettenrichtlinie: EU-Länder sollen Blockade 
beenden
Die Abgeordneten wollen den belgischen Ratsvorsitz und 
die Kommission auffordern, die Richtlinie über die 
Sorgfaltspflicht von Unternehmen noch in dieser 
Legislaturperiode zu verabschieden.

Nachdem die vorläufige Einigung über die Richtlinie, die im Dezember 2023 zwischen 
Parlament und Rat erzielt wurde, im Rat keine Mehrheit fand, werden die Abgeordneten den 
belgischen Ratsvorsitz und die Kommission nach dem Stand der Gesetzgebung befragen und 
sich erkundigen, wie die Blockade durch einige Mitgliedstaaten überwunden werden kann. Die 
Abgeordneten werden den Rat auffordern, die Richtlinie noch vor Ende der Legislaturperiode zu 
verabschieden. Die Debatte findet am Dienstag statt.

Hintergrund

Die Richtlinie würde Unternehmen dazu verpflichten, negative Auswirkungen auf die 
Menschenrechte und die Umwelt, wie Kinderarbeit, Sklaverei, Umweltverschmutzung oder 
Abholzung, zu beseitigen. Die Vorschriften würden von den nationalen Behörden durchgesetzt, 
die für Untersuchungen und die Verhängung von Sanktionen, einschließlich Geldstrafen, gegen 
Unternehmen, die die Vorschriften nicht einhalten, zuständig sind.

Debatte: Dienstag, 12. März 

 
Verfahren: Erklärungen des Rates und der Kommission, ohne Entschließung

Weitere Informationen
Pressekonferenz mit dem Berichterstatter nach der Abstimmung im Ausschuss der Ständigen 
Vertreter (28.2.2024)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
EP-Hintergrundinformationen - „Sorgfaltspflichten von Unternehmen im Hinblick auf 
Nachhaltigkeit“
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https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231205IPR15689/corporate-due-diligence-rules-agreed-to-safeguard-human-rights-and-environment
https://x.com/EU2024BE/status/1762802636414153044
https://multimedia.europarl.europa.eu/de/webstreaming/press-conference-by-lara-wolters-rapporteur-on-corporate-sustainability-due-diligence-directive_20240228-1600-SPECIAL-PRESSER
https://multimedia.europarl.europa.eu/de/webstreaming/press-conference-by-lara-wolters-rapporteur-on-corporate-sustainability-due-diligence-directive_20240228-1600-SPECIAL-PRESSER
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?l=en&reference=COM(2022)0071
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_ATA(2023)747901
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_ATA(2023)747901


Weitere Tagesordnungspunkte
Weitere Tagesordnungspunkte

Abgeordnete wollen Handelserleichterungen für die Ukraine und Moldau verlängern: Die 
Abgeordneten stimmen über ihren Standpunkt zur Verlängerung der befristeten Maßnahmen 
zur Liberalisierung des Handels für die Ukraine und und die Republik Moldau inmitten des 
russischen Angriffskrieges ab. (Weitere Informationen auf Englisch)

Parlament entscheidet über längere und schwerere "grüne" Lkw: Am Dienstag stimmen die 
Abgeordneten über die EU-Vorschriften zur Änderung der Gewichts- und Abmessungsgrenzen 
für emissionsfreie Lkw und Busse im internationalen Straßenverkehr ab. (Bericht: Isabel García 
Muñoz, Abstimmung Dienstag) - Hintergrund

Aktualisierte Regeln für eine kombinierte Arbeits- sowie Aufenthaltserlaubnis in der EU: 
Am Mittwoch stimmen die Abgeordneten abschließend über die überarbeiteten 
Verwaltungsverfahren für die Erteilung einer Erlaubnis für Drittstaatsangehörige ab, die in der 
EU leben und arbeiten möchten. (Bericht: Javier Moreno Sánchez, Debatte Dienstag, 
Abstimmung Mittwoch) - Hintergrund

Abgeordnete stimmen über umfassende Überarbeitung des EU-Zollkodex ab: Am 
Mittwochnachmittag wird das Parlament seinen Standpunkt zur größten Reform des EU-
Zollsystems seit der Gründung der Zollunion im Jahr 1968 festlegen.

(Bericht: Deirdre Clune, Abstimmung Mittwoch) - Hintergrund

Abstimmungen über EU-Haushaltsprioritäten für 2025 und neue EU-Finanzvorschriften: 
Am Mittwoch stimmen die Abgeordneten über die Haushaltsleitlinien des Parlaments für das 
Jahr 2025 sowie über neue Regeln zum besseren Schutz der finanziellen Interessen der EU ab. 
(Leitlinien für den Haushaltsplan 2025 - Bericht: Victor Negrescu; Haushaltsordnung für den 
Gesamthaushaltsplan der Union - Bericht: Monika Hohlmeier, Nils

Ušakovs; Debatte und Abstimmung für beide Verfahren Mittwoch) - Hintergrund: 
Haushaltsleitlinien 2025 und Haushaltsordnung

Parlament bewertet Friedensaussichten zwischen Armenien und Aserbaidschan: Am 
Mittwoch werden die Abgeordneten ihren Standpunkt zu den Bemühungen um einen 
dauerhaften Frieden zwischen Armenien und Aserbaidschan darlegen (Abstimmung, Debatte 
hat am 27. Februar stattgefunden).

Debatte der Reihe "Das ist Europa" mit dem finnischen Premierminister Petteri Orpo: Am 
Mittwochmorgen um 10:30 Uhr wird der finnische Ministerpräsident Petteri Orpo vor den 
Abgeordneten sprechen und seine Sicht der Herausforderungen und der Zukunft Europas 
darlegen.
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https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20240304IPR18762/first-go-ahead-to-renewing-trade-support-for-ukraine-and-moldova)
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2023/0265(COD)&l=en
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_BRI(2023)754595
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2022/0131(COD)&l=en
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_BRI(2023)739289
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2023/0156(COD)&l=en
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_ATA(2024)760345
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2023/2220(BUI)&l=en
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2022/0162(COD)&l=en
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2022/0162(COD)&l=en
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_ATA(2024)760350
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/en/document/EPRS_ATA(2024)760351
https://www.europarl.europa.eu/plenary/de/vod.html?mode=chapter&vodLanguage=DE&playerStartTime=20240227-18:24:54&playerEndTime=20240227-19:23:00
https://www.europarl.europa.eu/plenary/de/vod.html?mode=chapter&vodLanguage=DE&playerStartTime=20240227-18:24:54&playerEndTime=20240227-19:23:00


Rechnungshof: Abgeordnete stimmen über neues italienisches Mitglied ab: Das Plenum 
wird am Donnerstag über die Unterstützung der Kandidatur des von der italienischen Regierung 
nominierten Carlo Alberto Manfredi Selvaggi für den EU-Rechnungshof abstimmen. (Bericht: 
Matteo Adinolfi) - Hintergrund

 
Weitere Themen auf der Tagesordnung

Europäische Klimarisikobewertung, Sofortmaßnahmen zur Verbesserung der 
Sicherheit und Widerstandsfähigkeit in Europa, Erklärung der Kommission, Dienstag

• 

Schaffung einer europäischen Initiative für eine jährliche Benennung der 
europäischen Hauptstädte der Kinder, Erklärung der Kommission, Aussprache am 
Mittwoch, Abstimmung am Donnerstag

• 

Gemeinsame Aussprache - Europäisches Semester für die wirtschaftspolitische 
Koordinierung 2024, und entsprechende Beschäftigungs- und sozialpolitische 
Prioritäten, Berichte: Repasi, Pislaru, Aussprache Mittwoch, Abstimmung Donnerstag

• 

Europäische grenzübergreifende Vereine - Bericht: Sergey Lagodinsky, Aussprache 
und Abstimmung Mittwoch

• 

Änderung bestimmter Verordnungen im Hinblick auf bestimmte Berichtspflichten in 
den Bereichen Finanzdienstleistungen und Investitionsunterstützung, Othmar Karas, 
Abstimmung Dienstag

• 

Die Zeit, die die Europäische Kommission für die Bearbeitung von Anträgen auf 
Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten benötigt, Erklärung der Kommission, 
Mittwoch

• 

Überarbeitete Vorschriften für die Europäische Agentur für die Sicherheit des 
Seeverkehrs (EMSA) - Bericht: Cláudia Monteiro de Aguiar, Debatte Montag, 
Abstimmung Dienstag

• 

Umsetzung und Ergebnisse der Kohäsionspolitik 2014-2020 in den Mitgliedstaaten - 
Bericht: Andrey Novakov, Aussprache Mittwoch, Abstimmung Donnerstag

• 

Nutzung von Fahrwegkapazität der Eisenbahn im einheitlichen europäischen 
Eisenbahnraum - Bericht: Tilly Metz, Abstimmung Dienstag

• 

Gesunder Lebensstil und aktives Altern in der EU, Erklärung der Kommission, 
Donnerstag

• 

Geschmacksmus te rpake t  -  Gewerb l i ches  E igen tum:  Schu tz  von  
Gemeinschaftsgeschmacksmustern, und: Gewerbliches Eigentum: Rechtlicher 
Schutz von Designs (Neufassung) - Bericht: Gilles Lebreton, Schlussabstimmung 
Donnerstag

• 

Zwangslizenzen von Patenten für das Krisenmanagement - Bericht: Adrián Vázquez 
Lázara, Abstimmung in erster Lesung am Mittwoch

• 

Vorwürfe der Korruption und des Missbrauchs von EU-Mitteln in Spanien während 
der Pandemie, Aktuelle Debatte, Mittwoch

• 

DE
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https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/IPOL_ATA(2024)758701
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_ATA(2024)759613
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_ATA(2024)759617
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_ATA(2024)759617
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_ATA(2024)759622
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/EPRS_ATA(2024)760346
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